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1.  Einführung 

Ein berühmtes Sprichwort besagt, dass das einzig Beständige der Wech‐
sel sei. Dies trifft durchaus auch auf die „rechtliche und tatsächliche Ver‐
fassung heutiger Wirtschaftsunternehmen“ zu. Fast  täglich berichtet die 
Presse über die Fusion, Reorganisation, Veräußerung, Sanierung oder – 
im  schlechtesten Fall –  Insolvenz bekannter Firmen. All diese Vorgänge 
verkörpern  im  Grunde  „Maßnahmen  der  Marktanpassung“.  Eine  freie 
Marktwirtschaft wäre  nicht möglich, wenn  die  teilhabenden Unterneh‐
men nicht  in der Lage wären, sowohl mit  ihrem „externen Verhalten“ als 
auch  ihren „internen Strukturen“ entsprechend auf neue Marktgegeben‐
heiten  zu  reagieren. Ein Verdienst der  sozialen Marktwirtschaft  ist des‐
wegen,  dass Arbeitnehmer,  die  von  derartigen Veränderungen  tangiert 
sind,  nicht  nur  als  bloßer Gegenstand  solcher Marktentwicklungen  be‐
trachtet werden, sondern mit eigenen „Rechtspositionen“ versehen wur‐
den und das  sowohl  auf  individualrechtlicher  (Inhalt und Bestandschutz 
von  Arbeitsverhältnissen)  als  auch  kollektivrechtlicher  Ebene  (Betriebs‐
verfassung, Tarifrecht, Unternehmens‐mitbestimmung). 

Es  zeigt  sich  heute  bei  jeder  größeren  Umstrukturierungsmaßnahme 
immer mehr, dass Gesellschafts‐, Unternehmens‐ und Arbeitsrecht inein‐
andergreifen. Dadurch werden derartige Gestaltungsaufgaben in der Pra‐
xis immer anspruchsvoller. Das Arbeitsrecht hat ähnlich dem Steuerrecht 
gewiss einen mit‐ und möglicherweise sogar alleinbestimmenden Einfluss 
auf derartige „unternehmerische Anpassungsprozesse“. Diese können mit 
den  gängigen  Regeln  des  allgemeinen.  Zivil‐  und  Gesellschaftsrechts 
größtenteils nicht mehr zufriedenstellend gelöst werden, sondern setzen 
auch besondere arbeitsrechtliche Kenntnisse voraus.1 

Dies kann vor allem dann enorme Probleme bereiten, wenn die Umset‐
zung  der  unternehmerischen Entscheidungen  einen  sog. Betriebs‐  oder 
Betriebsteilübergang gem. § 613a BGB zur Folge haben. 

Auf den ersten Blick wirkt die Norm ziemlich eindeutig. Allerdings  lässt 
sich in den letzten Jahren feststellen, dass sich die Vorschrift in der Praxis 
oftmals nur schwer verwirklichen lässt und etliche Fragen mit sich bringt, 
die das BAG und der EuGH bislang durch  ihre Rechtsprechung nur zum 
Teil entscheiden konnten. Deswegen herrscht trotz vieler entsprechender 
Gerichtsentscheidungen nach wie vor Unsicherheit darüber, „ob und un‐
ter  welchen  Voraussetzungen  ein  Betriebs(teil)übergang  vorliegt  und 
welche Folgen  für die Unternehmen und die Mitarbeiter mit einem Be‐
triebsübergang verbunden sind.“ 

                                                                                                                                               
1   Willemsen H. J./Hohenstatt K.‐S./Schweibert U./Seibt C. H., 2008, S. 1 
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Zugespitzt hat sich die Situation durch die Einführung des § 613a Abs. 5 
und  6 BGB  im  Jahr  2002,  da  jene Mitarbeiter,  die  von  einem Betriebs‐
übergang berührt sind, über den Grund und die Auswirkungen eines Be‐
triebs(teil)übergangs  zu  informieren  sind.  Die  Anforderungen  an  diese 
Unterrichtung sind größtenteils noch unklar.2 

Für Personalverantwortliche,  die  sich mit  dieser Thematik  beschäftigen 
müssen, ist es aus diesem Grund notwendig, wenigstens in groben Zügen 
über den gegenwärtigen Stand der Rechtslage informiert zu sein und ein 
Gefühl  für die Schwierigkeiten  zu erhalten, die  sich bei einem Betriebs‐
übergang ergeben. Da § 613a BGB europarechtlicher Herkunft ist bzw. auf 
den  sog.  Betriebsübergangsrichtlinien  beruht,  wird  der  EuGH‐Recht‐
sprechung  in diesem Bereich große Bedeutung beigemessen. Deswegen 
genügen  nur  Kenntnisse  in  der  nationalen  Rechtsprechung  des  BAG 
nicht.3 

Aus diesem Grund beschäftigt  sich die  folgende Studie mit den Auswir‐
kungen  eines  Betriebsübergangs  auf  Arbeitsverhältnisse  sowohl  aus 
deutscher als auch europarechtlicher Sicht.  

                                                                                                                                               
2   Nicolai A., 2006, Rdnr. 1 bis 3 
3   Nicolai A., 2006, Rdnr. 4 



 

 3

2.  Der Betriebsübergang nach BAG‐Rechtssprechung bis zur Umset‐
zung der RL 77/187/EWG 

Schon bevor die RL 77/187/EWG erlassen wurde, existierte in Deutschland 
eine Vorschrift,  die  bei  einem Betriebsübergang  die Rechte  der Arbeit‐
nehmer schützte. Durch § 122 BetrVG wurde  im Januar 1972 eine Arbeit‐
nehmerschutzvorschrift beim Betriebsübergang  in das Arbeitsrecht  ein‐
geführt: der § 613a BGB. Damit wurde zum einen festgelegt, dass die Ar‐
beitsverhältnisse auf den Erwerber übergehen und zum anderen, dass der 
Betriebsveräußerer weiterhaftet.  Durch  die  Vorschrift wurde  allerdings 
nicht geregelt, wie mit Ansprüchen aus Kollektivverträgen verfahren wer‐
den sollte und es gab des Weiteren keine Vorschrift, die es verbot, wegen 
des  Betriebsübergangs  Kündigungen  auszusprechen.  Dennoch  wurde 
sowohl  in der deutschen Rechtssprechung als auch  in der Literatur mitt‐
lerweile die Ansicht vertreten, dass es nicht zulässig  ist, anlässlich eines 
Betriebsübergangs  eine  Kündigung  auszusprechen,  denn  sonst  würde 
man die Schutzvorschrift des § 613a BGB problemlos umgehen können. 

Bis § 613a BGB  in Kraft  trat, gab es zum Betriebsübergang keine eigene 
gesetzliche  Regelung.  Zur  rechtlichen  Beurteilung  eines  Betriebsüber‐
gangs wurden daher  immer die allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätze 
herangezogen.4 Um die Arbeitsverträge übertragen zu können, mussten 
die Grundsätze  des  Forderungsübergangs  (§ 398  BGB)  und  der  Schuld‐
übernahme (§ 411 ff. BGB) unabhängig voneinander erfüllt sein.5 Damals 
war  ein  Übergang  der  Arbeitsverhältnisse  also  nur  durch  dreiseitige 
Rechtsgeschäfte möglich, was allerdings als wenig angemessen empfun‐
den wurde. Auf verschiedenste Art und Weise wurde  immer wieder ver‐
sucht,  bei  einem  Betriebsübergang  die Arbeitsverhältnisse  auf  den  Be‐
triebserwerber übergehen zu lassen.6 

Daher hat man  in der Nachkriegszeit  für den Übergang der Arbeitsver‐
hältnisse teilweise den § 90 Abs. 1 des Entwurfes eines Gesetzes über Ar‐
beitsverhältnisse aus dem Jahre 1938 herangezogen. Diese Vorschrift sah 
vor, dass die Arbeitsverhältnisse bei einem Betriebsübergang übergehen. 
Dieser  Vorgehensweise  fehlte  allerdings  jede  gesetzliche  Grundlage, 
denn dieser Entwurf von 1938 kam nicht über das Entwurfsstadium hinaus 
und wurde nie Gesetz.7 

                                                                                                                                               
4   Alsbæk H., 2001, S. 166 
5   Pogge B., 2004, S. 6 
6   Alsbæk H., 2001, S. 166 
7   Gaul D., 1993, S. 29 



 

 4 

Selbst § 571 BGB  („Kauf bricht nicht Miete“)  fand keine analoge Anwen‐
dung,8 da es sich bei dieser Vorschrift um eine Sondernorm aus dem Miet‐
recht handelt. Diese konnte aber nicht als allgemeiner Grundsatz  in das 
Arbeitsrecht übernommen werden,9 da diese Bestimmung die Rechtsbe‐
ziehung einer Sache behandelt. Geht  jedoch ein Arbeitsverhältnis über, 
liegt zwischen dem Arbeitnehmer und Arbeitgeber eine „personenrecht‐
lich geprägte Bindung“ vor.10 

Auch  die  Bemühung  um  eine  verfassungsrechtliche  Auslegung  konnte 
keine Zustimmung  finden. Den Gerichten wich dies zu  sehr vom Geset‐
zestext  ab.  Sie  sahen  den  Rechtsstaat  gefährdet,  da  es  keine Garantie 
mehr für die Rechtssicherheit gäbe. 

In der Literatur herrschte bereits vor der Einführung des § 613a BGB die 
Meinung, dass bei einem Betriebsübergang die Arbeitsverhältnisse vom 
Betriebsveräußerer  auf  den  Betriebserwerber  übergehen.  Allerdings 
konnte dies die Rechtsprechung nicht überzeugen. Es wird also deutlich, 
dass die Rechte der Arbeitnehmer bis zur Einführung des § 613a BGB  im 
Jahre 1972 bei einem Betriebsübergang nicht gewahrt waren.11 

Wie die bisherigen Ausführungen  zeigen,  erkannte man  in Deutschland 
ziemlich bald die Notwendigkeit, die Arbeitnehmerrechte bei einem Be‐
triebsübergang zu  schützen.  Jedoch wurde es erst durch die Einführung 
des § 613a BGB möglich, diesen Schutz zu  realisieren, denn zuvor  fehlte 
jegliche Grundlage. Die vor Einführung des § 613a BGB unternommenen 
und bereits dargelegten Versuche, die Rechte der Arbeitnehmer zu schüt‐
zen, führten nicht zu dem gewünschten Ergebnis. Obwohl es bereits 1938 
einen Gesetzesentwurf zum Schutz der Arbeitnehmer vor einem Arbeits‐
platzverlust aufgrund eines Betriebsübergangs gab, kam es erst 1972 zur 
Verwirklichung eines entsprechenden Gesetzes. Grund hierfür sind wohl 
politische Überlegungen, denn bis 1972 bewertete man die Anliegen der 
Arbeitgeber scheinbar höher als den Arbeitnehmerschutz. In Deutschland 
waren Arbeitnehmer demzufolge vor einem Arbeitsplatzverlust auf Grund 
eines Betriebsübergangs nicht sicher.12 

Durch  § 613a BGB wurde  schließlich  geregelt,  dass  bei  einem Betriebs‐
übergang die Arbeitsverhältnisse auf den Betriebserwerber übergehen.13 
Dies  schützt  die Arbeitnehmer  nun  vor  dem Verlust  ihrer Arbeitsplätze 

                                                                                                                                               
8   Pogge B., 2004, S. 9 
9   Alsbæk H., 2001, S. 167 
10   Gaul D., 1993, S. 31 
11   Alsbæk H., 2001, S. 167 
12   Alsbæk H., 2001, S. 168 
13   Gaul D., 1993, S. 32 
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auf Grund eines Betriebsübergangs.14 Anfänglich war  in § 613a BGB kein 
Kündigungsschutz vorgesehen.15 In der Rechtsprechung wurde allerdings 
die Ansicht vertreten, dass Kündigungen, die anlässlich des Betriebsüber‐
gangs ausgesprochen werden, nicht wirksam sind, da dies sonst eine un‐
zulässige Umgehung  des  § 613a BGB wäre.  Somit waren Arbeitnehmer 
auch schon vor der Einführung einer entsprechenden Vorschrift vor Kün‐
digungen auf Grund eines Betriebsübergangs ausreichend geschützt. Nur 
in Bezug  auf  kollektive Vereinbarungen gab  es weder per Gesetz  einen 
Übergang  auf  den  Betriebserwerber  noch  entwickelte  die  Rechtspre‐
chung einen solchen. Bis zum Erlass der Richtlinie waren die Arbeitneh‐
mer  also hinsichtlich  kollektiver Vereinbarungen nicht geschützt. Somit 
gab es hier noch Handlungsbedarf. 

Aus den bisherigen Ausführungen wird deutlich, dass  in Deutschland die 
einzelarbeitsrechtlichen  Arbeitnehmerrechte  überwiegend  schon  vor 
Umsetzung der RL 77/187/EWG gesichert waren.16 

                                                                                                                                               
14   Alsbæk H., 2001, S. 168 
15   Pogge B., 2004, S. 12 
16   Alsbæk H., 2001, S. 168 


